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Sondierungsgespräch mit dem Vorsitzenden der CDU/ CSU-Bundestagsfraktion 
 
Seniorenverband BRH verstärkt  
Aktivitäten zur Rentenangleichung West/Ost 
 
Mit einem ersten Sondierungsgespräch mit dem Vorsitzenden der CDU/ CSU-
Bundestagsfraktion Volker Kauder setzt der Seniorenverband BRH auch unter neuer 
Führung seine Bemühungen um eine schnelle Rentenangleichung Ost/West fort. „Wir 
werden unsere Aktivitäten verstärken und darauf achten, dass gegebene Zusagen 
der Politik auch eingehalten werden“, sagte BRH-Bundesvorsitzender Dieter 
Berberich im Anschluss an das Gespräch, das gestern (21. Juli 2009) in Berlin 
stattgefunden hat.  
Kauder hatte im Verlauf der Unterredung nicht nur das Versprechen von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel bekräftigt, sondern ging noch einen Schritt weiter 
und nannte einen festen Zeitrahmen für das Gesetzgebungsverfahren. Während die 
Bundeskanzlerin beim 9. Seniorentag Anfang Juni in Leipzig davon gesprochen 
hatte, dass das Problem „einheitliches Rentenrecht“ in den kommenden zwei Jahren 
gelöst werde, präzisierte Kauder: Die Regierung wolle jetzt schnell handeln. Dies 
bedeute, dass nicht nur die mit einem einheitlichen Rentenrecht verbundenen 
Probleme schnellstmöglich gelöst, sondern ein entsprechendes Rentenrecht dann 
auch in Gesetzesform gegossen werden müsste. Nach Kauders Einschätzung soll 
dieses Gesetzgebungsverfahren bis spätestens 2012 abgeschlossen sein. Dem BRH 
sicherte der Vorsitzende der CDU/ CSU-Bundestagsfraktion zu, dass er zeitnah über 
die einzelnen Schritte informiert und somit in das Gesetzgebungsverfahren 
einbezogen werde.  
 
Im Seniorenverband BRH - Bund der Ruhestandsbeamten, Rentner und 
Hinterbliebenen – sind bundesweit 60.000 ehemalige Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes und ihre Hinterbliebenen organisiert.  
 
 

 


